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+++newsletter+++ 
 

Termine Dezember 2014 
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträge fällig 
werden: 
Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 
  Überweisung1 Scheck2 
Lohnsteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag3 

10.12.2014 15.12.2014 5.12.2014 

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Ab dem 1.1.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 
zuständige Finanzamt abzuführen. 

Einkommensteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 

10.12.2014 15.12.2014 5.12.2014 

Körperschaftsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

10.12.2014 15.12.2014 5.12.2014 

Umsatzsteuer4 10.12.2014 15.12.2014 5.12.2014 
Sozialversicherung5 23.12.2014 entfällt entfällt 

 
1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der 
Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks 
beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3 Für den abgelaufenen Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten 

Bankarbeitstag des laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 
empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müssen bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
19.12.2014) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der 
Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten 
die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt 
werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt. 



 

 

Termine Januar 2015 
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen Steuern und Sozialversicherungsbeiträge fällig 
werden: 
Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 
  Überweisung1 Scheck2 
Lohnsteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag3 

12.1.2015 15.1.2015 7.1.2015 

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Seit dem 1.1.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den 
Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

Umsatzsteuer4 12.1.2015 15.1.2015 7.1.2015 
Sozialversicherung5 28.1.2015 entfällt entfällt 

 

1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 
Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der 
Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2  Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks 
beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3  Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr; bei 
Jahreszahlern für das abgelaufene Kalenderjahr. 

4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei 
Vierteljahreszahlern (ohne Dauerfristverlängerung) für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 

5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten 
Bankarbeitstag des laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 
empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
26.1.2015) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der 
Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten 
die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt 
werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt. 

Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen 
Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner durch eine Mahnung 
in Verzug setzen. Der Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhebung sowie der Mahnbescheid. 
Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn 
· für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist, 
· die Leistung an ein vorausgehendes Ereignis anknüpft, 
· der Schuldner die Leistung verweigert, 
· besondere Gründe den sofortigen Eintritt des Verzugs rechtfertigen. 
Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung ein; 
dies gilt gegenüber einem Schuldner, der Verbraucher ist, allerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung 
besonders hingewiesen wurde. 
Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger den Zugang der Rechnung (nötigenfalls auch den darauf 
enthaltenen Verbraucherhinweis) bzw. den Zugang der Mahnung beweisen. 
Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt für das Jahr 
fünf Prozentpunkte bzw. für Rechtsgeschäfte, an denen Verbraucher nicht beteiligt sind, 
acht Prozentpunkte (ab 29.7.2014: neun Prozentpunkte*) über dem Basiszinssatz. 
Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um die Prozentpunkte, um 
welche die Bezugsgröße seit der letzten Veränderung des Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. 
Bezugsgröße ist der Zinssatz für die jüngste Hauptrefinanzierungsoperation der Europäischen Zentralbank 
vor dem ersten Kalendertag des betreffenden Halbjahres. 
Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze ab 1.1.2012: 



 

 

Zeitraum Basiszinssatz Verzugszinssatz Verzugszinssatz für 
Rechtsgeschäfte ohne 
Verbraucherbeteiligung 

1.1. bis 30.6.2012 0,12 % 5,12 % 8,12 % 
1.7. bis 31.12.2012 0,12 % 5,12 % 8,12 % 
1.1. bis 30.6.2013 -0,13 % 4,87 % 7,87 % 
1.7. bis 31.12.2013 -0,38 % 4,62 % 7,62 % 
1.1. bis 30.6.2014 -0,63 % 4,37 % 7,37 % 
1.7. bis 28.7.2014 -0,73 % 4,27 % 7,27 % 
29.7. bis 31.12.2014 -0,73 % 4,27 % 8,27 %* 

 
*Im Geschäftsverkehr, d. h. bei allen Geschäften zwischen Unternehmen, die seit dem 29.7.2014 
geschlossen wurden (und bei bereits zuvor bestehenden Dauerschuldverhältnissen, wenn die 
Gegenleistung nach dem 30.6.2016 erbracht wird), gelten neue Regelungen. 
Die wichtigsten Regelungen im Überblick: 
· Vertragliche Vereinbarung von Zahlungsfristen ist grundsätzlich nur noch bis maximal 

60 Kalendertage (bei öffentlichen Stellen als Zahlungspflichtige maximal 30 Tage) möglich. 
· Zahlungsfrist beginnt grundsätzlich zum Zeitpunkt des Empfangs der Gegenleistung. 
· Erhöhung des Verzugszinssatzes von acht auf neun Prozentpunkte über dem jeweiligen 

Basiszinssatz. 
· Anspruch auf Verzugszinsen: Bei Vereinbarung einer Zahlungsfrist ab dem Tag nach deren Ende, 

ansonsten 30 Tage nach Rechnungszugang bzw. 30 Tage nach dem Zeitpunkt des Waren- oder 
Dienstleistungsempfangs. 

· Mahnung ist entbehrlich: Der Gläubiger kann bei Zahlungsverzug sofort Verzugszinsen verlangen, 
sofern er seinen Teil des Vertrags erfüllt hat, er den fälligen Betrag nicht (rechtzeitig) erhalten hat und 
der Schuldner für den Zahlungsverzug verantwortlich ist. 

· Einführung eines pauschalen Schadenersatzanspruchs in Höhe von 40 € für Verwaltungskosten und 
interne Kosten des Gläubigers, die in Folge des Zahlungsverzugs entstanden sind (unabhängig von 
Verzugszinsen und vom Ersatz externer Beitreibungskosten). 

· Abnahme- oder Überprüfungsverfahren hinsichtlich einer Ware oder Dienstleistung darf 
grundsätzlich nur noch maximal 30 Tage dauern. 

Folgende Unterlagen können im Jahr 2015 vernichtet werden 
Nachstehend aufgeführte Buchführungsunterlagen können nach dem 31. Dezember 2014 vernichtet 
werden: 
· Aufzeichnungen aus 2004 und früher. 
· Inventare, die bis zum 31.12.2004 aufgestellt worden sind. 
· Bücher, in denen die letzte Eintragung im Jahre 2004 oder früher erfolgt ist. 
· Jahresabschlüsse, Eröffnungsbilanzen und Lageberichte, die 2004 oder früher aufgestellt worden 

sind. 
· Buchungsbelege aus dem Jahre 2004 oder früher. 
· Empfangene Handels- oder Geschäftsbriefe und Kopien der abgesandten Handels- oder 

Geschäftsbriefe, die 2008 oder früher empfangen bzw. abgesandt wurden. 
· sonstige für die Besteuerung bedeutsame Unterlagen aus dem Jahre 2008 oder früher. 
Dabei sind die Fristen für die Steuerfestsetzungen zu beachten. 
Unterlagen dürfen nicht vernichtet werden, wenn sie von Bedeutung sind 
· für eine begonnene Außenprüfung, 
· für anhängige steuerstraf- oder bußgeldrechtliche Ermittlungen, 
· für ein schwebendes oder aufgrund einer Außenprüfung zu erwartendes Rechtsbehelfsverfahren oder 

zur Begründung der Anträge an das Finanzamt und 
· bei vorläufigen Steuerfestsetzungen. 
Es ist darauf zu achten, dass auch die elektronisch erstellten Daten für zehn Jahre vorgehalten werden 
müssen. 



 

 

Natürliche Personen, deren Summe der positiven Einkünfte aus Überschusseinkünften (aus 
nichtselbständiger Arbeit, Kapitalvermögen, Vermietung und Verpachtung und sonstige Einkünfte) mehr 
als 500.000 € im Kalenderjahr 2014 betragen hat, müssen ab 2015 die im Zusammenhang stehenden 
Aufzeichnungen und Unterlagen sechs Jahre aufbewahren. Bei Zusammenveranlagung sind die 
Feststellungen für jeden Ehegatten gesondert maßgebend. 
Die Verpflichtung entfällt erst mit Ablauf des fünften aufeinanderfolgenden Kalenderjahrs in dem die 
Voraussetzungen nicht erfüllt sind. 

Stundenlohn von 3,88 Euro ist sittenwidrig 
Das Sozialgericht Frankfurt am Main hat 3,88 Euro Stundenlohn als sittenwidrig angesehen. 
Die Mitglieder einer vierköpfigen rumänischen Familie lebten seit März 2014 in einer Wohnung in 
Frankfurt. Zuvor hatten sie zeitweise in einer Gartenlaube gehaust. Seit dem Bezug der Wohnung stand 
der Familienvater in einem Haushalts-Minijob-Verhältnis bei dem Wohnungseigentümer. Nach dessen 
Angaben betrug der Verdienst aus dem Minijob 100 € monatlich, wobei der Mann hierfür mindestens 
sechs Stunden wöchentlich arbeiten musste. Dies entspricht - bei durchschnittlich 4,3 Wochen pro 
Monat - einem Stundenlohn von allenfalls 3,88 €. Die Behörde lehnte einen von der Familie gestellten 
Antrag auf Hartz IV-Leistungen im März 2014 ab. Die Familie sei nach dem Gesetz von Leistungen 
ausgeschlossen, weil sie sich als Ausländer allein zur Arbeitssuche hier aufhielten. Dies gelte trotz der 
Arbeitstätigkeit des Familienvaters. Denn diese Tätigkeit sei aufgrund des sehr geringen Verdienstes 
unerheblich. Die Erheblichkeitsgrenze liege bei einem Entgelt von 200 € monatlich. 
Das Sozialgericht gab dem Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz statt. Der Familie standen Hartz IV-
Leistungen zu. Der Leistungsausschluss für arbeitssuchende Ausländer ist nicht anwendbar. Das Gericht 
konnte bei seiner Entscheidung die höchst umstrittene und beim EuGH anhängige Frage offenlassen, ob 
der gesetzliche Leistungsausschluss für Ausländer, deren Aufenthaltsrecht sich allein aus dem Zweck der 
Arbeitssuche ergibt, mit dem Europarecht vereinbar ist. Denn das Gericht nahm an, dass bereits die 
gesetzlichen Voraussetzungen dieses Leistungsausschlusses nicht vorlagen. Der Familienvater sei 
aufgrund seines Minijobs als Arbeitnehmer und damit nicht als arbeitssuchend anzusehen. Dies gelte auch 
unter Zugrundelegung der Auffassung der Behörde, dass eine Arbeitnehmereigenschaft erst ab einem 
Verdienst von monatlich 200 € vorliege. Das hier vereinbarte Entgelt von 100 € monatlich für mindestens 
sechs Stunden Tätigkeit pro Woche sei sittenwidrig niedrig. Es liege deutlich unterhalb des diskutierten 
Mindestlohns von 8,50 € pro Stunde. Im Übrigen liege es nahe, dass die Zwangslage und Unerfahrenheit 
des Arbeitnehmers ausgenutzt worden sei. Die hierdurch begründete Sittenwidrigkeit führe dazu, dass der 
übliche Lohn beansprucht werden könne. Wenn ein Stundenlohn von 8,50 € angesetzt würde, ergebe sich 
ein monatlicher Lohnanspruch von über 200 €. Daher sei der Familienvater als Arbeitnehmer und nicht als 
nur arbeitssuchend anzusehen. 

Begrenzung der Entfernungspauschale auf 4.500 € gilt auch bei Nutzung 
verschiedener öffentlicher Verkehrsmittel 
Aufwendungen des Arbeitnehmers für die Wege zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte (bis 
31.12.2013 regelmäßige Arbeitsstätte) sind Werbungskosten. Zur Abgeltung dieser Aufwendungen ist für 
jeden Arbeitstag, an dem der Arbeitnehmer die erste Tätigkeitsstätte aufsucht, eine Entfernungspauschale 
für jeden vollen Kilometer der Entfernung zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte von 0,30 € 
anzusetzen, höchstens jedoch 4.500 € im Kalenderjahr. Dieser Höchstbetrag gilt u. a. bei Benutzung 
öffentlicher Verkehrsmittel, soweit im Kalenderjahr keine höheren Aufwendungen glaubhaft gemacht oder 
nachgewiesen werden. 
Bei Benutzung eines eigenen oder zur Nutzung überlassenen Kraftfahrzeugs greift die Begrenzung auf 
4.500 € nicht. Der Arbeitnehmer muss lediglich nachweisen oder glaubhaft machen, dass er die Fahrten 
zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte mit dem eigenen oder zur Nutzung überlassenen 
Kraftfahrzeug zurückgelegt hat. 
Ein Arbeitnehmer nutzte für den Weg zu seiner 130 km entfernt liegenden Arbeitsstätte auf drei 
Teilstrecken seinen privaten Pkw, einen Zug und die U-Bahn. Für die mit dem Auto und dem Zug 
zurückgelegte Entfernung machte er die Entfernungspauschale von 0,30 € pro Entfernungskilometer 
geltend. Den auf den Zug entfallenden Betrag begrenzte er auf 4.500 €. Zusätzlich begehrte er den Abzug 
der tatsächlichen Kosten für die U-Bahnfahrten. Das Finanzamt berücksichtigte die Kosten für die U-
Bahnfahrten nicht, weil mehrere öffentliche Verkehrsmittel einheitlich zu behandeln seien. 
Dieser Ansicht schloss sich das Finanzgericht Münster an: Nutzt ein Arbeitnehmer für Fahrten zur Arbeit 
verschiedene öffentliche Verkehrsmittel, ist die Entfernungspauschale auf 4.500 € jährlich zu begrenzen. 



 

 

Begründung einer stillen Einlage durch Forderungsabtretung 
Durch eine stille Beteiligung kann eine Mitunternehmerschaft begründet werden. Voraussetzung dafür ist, 
dass der Beteiligte Mitunternehmerinitiative entfalten kann und Mitunternehmerrisiko trägt. 
Mitunternehmerinitiative ist die Teilhabe an unternehmerischen Entscheidungen im Umfang der Stimm-, 
Kontroll- und Widerspruchsrechte eines Kommanditisten. Mitunternehmerrisiko bedeutet Teilnahme am 
Erfolg oder Misserfolg eines Unternehmens. Es findet seinen Ausdruck in der Beteiligung am Gewinn und 
Verlust sowie an den stillen Reserven und dem Geschäftswert. 
Eine stille Beteiligung ist eingelegt, wenn sie tatsächlich dem Vermögen des Inhabers des 
Handelsgeschäfts zugeflossen ist. Dies kann durch Erhöhung der Aktiva des Unternehmens oder durch 
Verminderung seiner Passiva geschehen. Unter diesen Voraussetzungen ist auch eine Einlageforderung 
gegenüber einer dritten Person als stille Beteiligung einlagefähig. Maßgeblich für den Wert der Einlage ist 
ihr Wert zum Zeitpunkt der Einlage. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Bestimmungen zur Inventur am Bilanzstichtag 
Alle Kaufleute, die nach den handelsrechtlichen oder steuerlichen Vorschriften Bücher führen und im 
Laufe des Wirtschaftsjahres keine permanente Inventur vornehmen, müssen zum Ende des 
Wirtschaftsjahres Bestandsaufnahmen vornehmen. Diese sind eine Voraussetzung für die 
Ordnungsmäßigkeit der Buchführung des Unternehmens und müssen am Bilanzstichtag erfolgen. 
Steuerliche Teilwertabschreibungen können nur noch bei voraussichtlich dauernder Wertminderung 
vorgenommen werden. Diese Voraussetzungen müssen zu jedem Bilanzstichtag neu nachgewiesen 
werden. Das ist bei der Inventurdurchführung zu berücksichtigen. 
Eine Fotoinventur ist nicht zulässig. Aufgrund der oft sehr zeitaufwendigen Inventurarbeiten, insbesondere 
bei den Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen, den Fabrikaten und Handelswaren, gibt es aber zeitliche 
Erleichterungen für die Inventurarbeiten: 
· Bei der so genannten zeitnahen Inventur können die Bestandsaufnahmen innerhalb von 10 Tagen 

vor oder nach dem Bilanzstichtag stattfinden. Zwischenzeitliche Bestandsveränderungen durch 
Einkäufe oder Verkäufe sind zuverlässig festzuhalten. 

· Bei der zeitlich verlegten Inventur können die Bestandsaufnahmen innerhalb der letzten drei Monate 
vor oder der ersten zwei Monate nach dem Bilanzstichtag vorgenommen werden. Diese Inventur 
erfordert eine wertmäßige Fortschreibung bzw. eine wertmäßige Rückrechnung der durch die 
Inventur ermittelten Bestände zum Bilanzstichtag. Eine nur mengenmäßige Fortschreibung bzw. 
Rückrechnung reicht nicht aus. Für Bestände, die durch Schwund, Verderb und ähnliche Vorgänge 
unvorhersehbare Abgänge erleiden können und für besonders wertvolle Güter ist nur die 
Stichtagsinventur zulässig. Zu beachten ist ebenfalls, dass Steuervergünstigungen wie das 
Verbrauchsfolgeverfahren, die auf die Zusammensetzung der Bestände am Bilanzstichtag abstellen, 
nicht in Anspruch genommen werden können. 

· Bei der sogenannten Einlagerungsinventur mit automatisch gesteuerten Lagersystemen (z. B. nicht 
begehbare Hochregallager) erfolgt die Bestandsaufnahme laufend mit der Einlagerung der Ware. 
Soweit Teile des Lagers während des Geschäftsjahres nicht bewegt worden sind, bestehen Bedenken 
gegen diese Handhabung. 

· Das Stichproben-Inventurverfahren erlaubt eine Inventur mit Hilfe anerkannter mathematisch-
statistischer Methoden aufgrund von Stichproben. Die Stichprobeninventur muss den Aussagewert 
einer konventionellen Inventur haben. Das ist der Fall, wenn ein Sicherheitsgrad von 95 % erreicht und 
relative Stichprobenfehler von 1 % des gesamten Buchwerts nicht überschritten werden. Hochwertige 
Güter und Gegenstände, die einem unkontrollierten Schwund unterliegen, sind nicht in dieses 
Verfahren einzubeziehen. 

· Das Festwertverfahren kann auf Sachanlagen und Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe angewendet 
werden. Voraussetzung ist, dass die Gegenstände im Gesamtwert für das Unternehmen von 
nachrangiger Bedeutung sind, sich der Bestand in Größe, Zusammensetzung und Wert kaum 
verändert und die Gegenstände regelmäßig ersetzt werden. Eine körperliche Inventur ist bei diesen 
Gegenständen in der Regel alle drei Jahre oder bei wesentlichen Mengenänderungen sowie bei 
Änderung in der Zusammensetzung vorzunehmen. In Ausnahmefällen kann eine Inventur nach fünf 
Jahren ausreichen. 

· Wird das Verfahren der permanenten Inventur angewendet, ist darauf zu achten, dass bis zum 
Bilanzstichtag alle Vorräte nachweislich einmal aufgenommen worden sind. 

Bei der Bestandsaufnahme sind alle Wirtschaftsgüter lückenlos und vollständig zu erfassen. Die 
Aufzeichnungen sind so zu führen, dass eine spätere Nachprüfung möglich ist. Es ist zweckmäßig, die 
Bestandsaufnahmelisten so zu gliedern, dass sie den räumlich getrennt gelagerten Vorräten entsprechen. 
Der Lagerort der aufgenommenen Wirtschaftsgüter ist zu vermerken. Die Bestandsaufnahmelisten sind 
von den aufnehmenden Personen abzuzeichnen. Es kann organisatorisch notwendig sein, die 



 

 

Bestandsaufnahmen durch ansagende Personen und aufschreibende Mitarbeiter vorzunehmen. 
Inventuranweisungen, Aufnahmepläne, Originalaufzeichnungen und die spätere Reinschrift der 
Bestandsaufnahmelisten sind aufzubewahren. 
Fremde Vorräte, z. B. Kommissionswaren oder berechnete, vom Kunden noch nicht abgeholte Waren 
oder Fabrikate sind getrennt zu lagern, um Inventurfehler zu vermeiden. Fremdvorräte müssen nur erfasst 
werden, wenn der Eigentümer einen Nachweis verlangt. 
Eigene Vorräte sind immer zu erfassen. Das schließt minderwertige und mit Mängeln behaftete Vorräte 
ebenso ein wie rollende oder schwimmende Waren. Bei unfertigen Erzeugnissen muss zur späteren 
Ermittlung der Herstellungskosten der Fertigungsgrad angegeben werden. Dabei ist an verlängerte 
Werkbänke (Fremdbearbeiter) und die Werkstattinventur zu denken. 
Alle Forderungen und Verbindlichkeiten des Unternehmens sind zu erfassen. Das gilt auch für Besitz- und 
Schuldwechsel. Es sind entsprechende Saldenlisten zu erstellen. Bargeld in Haupt- und Nebenkassen ist 
durch Kassensturz zu ermitteln. 
Zur Inventurerleichterung können Diktiergeräte verwendet werden. Besprochene Tonbänder können 
gelöscht werden, sobald die Angaben in die Inventurlisten übernommen und geprüft worden sind. 

Business-Kleidung ist keine als Werbungskosten abziehbare typische 
Berufskleidung 
Aufwendungen für die Anschaffung von Kleidung befriedigen das allgemeine Bedürfnis des Menschen, 
bekleidet zu sein, und sind i. d. R. Aufwendungen für die Lebensführung, auch wenn die Kleidung 
gleichzeitig im Beruf benutzt wird. Diese Aufwendungen sind deshalb grundsätzlich nicht abziehbar. 
Nach einem Urteil des Finanzgerichts Hamburg führt die Anschaffung bürgerlicher Kleidung selbst dann 
nicht zu einem Werbungskostenabzug, wenn kein Zweifel besteht, dass die konkreten Kleidungsstücke so 
gut wie ausschließlich im Beruf getragen werden. Die Berücksichtigung von Aufwendungen für Bekleidung 
scheidet immer dann aus, wenn die private Benutzung eines Kleidungsstücks als bürgerliche Kleidung im 
Rahmen des Möglichen und Üblichen liegt. 

Keine Auflösung der Ansparabschreibung einer GbR bei 
Betriebsübernahme durch einen Einzelunternehmer 
Für die künftige Anschaffung oder Herstellung eines abnutzbaren beweglichen Wirtschaftsguts des 
Anlagevermögens kann ein Unternehmer bis zu 40 % der voraussichtlichen Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten gewinnmindernd als Investitionsabzugsbetrag (Ansparabschreibung) abziehen. Es 
sind bestimmte Größenmerkmale zu beachten. Zudem muss der Unternehmer beabsichtigen, das 
begünstigte Wirtschaftsgut in den dem Wirtschaftsjahr des Abzugs folgenden drei Wirtschaftsjahren 
anzuschaffen. Wird z. B. das Wirtschaftsgut nicht bis zum Ende des dritten auf das Wirtschaftsjahr des 
Abzugs folgenden Wirtschaftsjahres angeschafft oder hergestellt, ist der Abzug im Wirtschaftsjahr der 
Geltendmachung rückgängig zu machen. 
Ein bemerkenswertes Urteil fällte das Finanzgericht Köln: Eine im Rahmen einer zweigliedrigen 
Personengesellschaft im Gesamthandsvermögen gebildete Ansparrücklage geht nach dem Ausscheiden 
des vorletzten Gesellschafters auf das dann entstehende Einzelunternehmen des verbleibenden letzten 
Gesellschafters über, wenn dieser den Betrieb der GbR übernimmt und unverändert fortführt. Die 
Ansparrücklage ist dann nicht bei Ausscheiden des vorletzten Gesellschafters, sondern erst im Rahmen 
des Einzelunternehmens bei z. B. Nichtinvestition gewinnerhöhend aufzulösen. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

Keine Rückstellung für die ausschließlich gesellschaftsvertraglich 
begründete Pflicht zur Prüfung des Jahresabschlusses 
In der Handelsbilanz sind Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten zu bilden. Voraussetzung für die 
Bildung einer Rückstellung für ungewisse Verbindlichkeiten ist das Bestehen einer nur ihrer Höhe nach 
ungewissen Verbindlichkeit oder die hinreichende Wahrscheinlichkeit des künftigen Entstehens einer 
Verbindlichkeit dem Grunde nach - deren Höhe zudem ungewiss sein kann - sowie ihre wirtschaftliche 
Verursachung in der Zeit vor dem Bilanzstichtag. Des Weiteren setzt das Bestehen einer Verbindlichkeit 
den Anspruch eines Dritten im Sinne einer Außenverpflichtung voraus, die erzwingbar ist. 
Die im Gesellschaftsvertrag vorgesehene Verpflichtung zur Prüfung des Jahresabschlusses rechtfertigt die 
Bildung einer Rückstellung nicht. Diese Prüfung dient als Grundlage für die Feststellung des 
Jahresabschlusses durch die Gesellschafterversammlung. Der geprüfte Jahresabschluss bildet sodann 
seinerseits die Grundlage u. a. für die von der Gesellschafterversammlung zu treffenden 
Gewinnverwendungsbeschlüsse. Die Selbstverpflichtung dient ausschließlich dem einzelnen 
Gesellschafter. Der aus dem Gesellschaftsvertrag dem einzelnen Gesellschafter erwachsene Anspruch 



 

 

auf Durchführung des formalisierten Prüfungsverfahrens kann naturgemäß nur innerhalb des 
Gesellschafterverbundes geltend gemacht und durchgesetzt werden. Er stellt daher keine 
Außenverpflichtung dar. Unerheblich ist, dass der einzelne Gesellschafter die Verpflichtung, den 
Jahresabschluss prüfen zu lassen, einklagen kann. Denn die Einklagbarkeit der Verpflichtung ist für sich 
gesehen nicht geeignet, die freiwillige Selbstverpflichtung als eine Außenverpflichtung erscheinen zu 
lassen. Insoweit stehen sich die einzelnen Gesellschafter, denen ein entsprechendes Klagerecht zusteht, 
und die Personengesellschaft nicht als fremde Dritte gegenüber. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Überprüfung der Miethöhe zum 1.1.2015 bei verbilligter Vermietung 
Bei verbilligter Vermietung von Wohnungen sowohl an Angehörige als auch an fremde Dritte beträgt die 
Grenze 66 % der ortsüblichen Marktmiete. Deshalb ist Folgendes zu beachten: 
· Beträgt die vereinbarte Miete mindestens 66 % der ortsüblichen Marktmiete, dann sind die mit den 

Mieteinnahmen zusammenhängenden Werbungskosten voll abzugsfähig. 
· Liegt der Mietzins unterhalb von 66 % der ortsüblichen Marktmiete, können die Aufwendungen nur 

entsprechend dem entgeltlichen Anteil der Vermietung geltend gemacht werden. 
· Aus diesem Grund sollten bestehende Mietverträge kurzfristig darauf geprüft werden, ob sie den 

üblichen Konditionen entsprechen und auch so durchgeführt werden. Dies gilt auch für die zu 
zahlenden Nebenkosten. Insbesondere sollte die Höhe der Miete geprüft und zum 1.1.2015 ggf. 
angepasst werden. Dabei empfiehlt es sich, nicht bis an die äußersten Grenzen heranzugehen. Eine 
Totalüberschussprognose ist in allen Fällen nicht mehr erforderlich. 

· Bei der Höhe der Miete kommt es zwar auf die 66 %-Grenze an, aber der Mietvertrag muss 
insbesondere bei Vermietung an Angehörige einem Fremdvergleich (Vermietung an fremde Dritte) 
standhalten, weil er sonst steuerrechtlich nicht anerkannt wird. Die Mieten und Nebenkosten sollten 
von den Angehörigen pünktlich bezahlt werden. 

Überwiegend betrieblich genutztes Kraftfahrzeug ist notwendiges 
Betriebsvermögen 
Das Steuerrecht ist nicht nur schwer verständlich, sondern führt mitunter zu kuriosen Ergebnissen. Dies 
musste ein Rechtsanwalt feststellen, der seine betrieblichen Fahrten mit seinem PKW einzeln 
aufgezeichnet und die Fahrzeugkosten pauschal mit 0,30 € je gefahrenen Kilometer als Betriebsausgaben 
angesetzt hatte. Die betrieblich gefahrenen Kilometer betrugen mehr als 50 % der Gesamtfahrleistung. 
Aus diesem Grunde ordnete das Finanzamt das Fahrzeug dem notwendigen Betriebsvermögen zu. Weil 
der Rechtsanwalt kein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch geführt hatte, ermittelte das Finanzamt den 
privaten Nutzungsanteil nach der 1 %-Methode. Dieser Wert war aber höher als die tatsächlichen 
Gesamtkosten des Fahrzeugs. Das Finanzamt beschränkte zwar den Wert des privaten Nutzungsanteils 
auf die Kosten (sog. Kostendeckelung), aber im Ergebnis konnte der Rechtsanwalt trotz seiner vielen 
betrieblich gefahrenen Kilometer keine Kfz-Kosten geltend machen. Der Bundesfinanzhof hat die 
Handhabung des Finanzamts bestätigt. 
Hinweis: Die ungünstige Versteuerung nach der 1 %-Regelung hätte durch die Führung eines 
ordnungsgemäßen Fahrtenbuchs vermieden werden können. 

Umsatzsteuererstattungen für mehrere Jahre sind 
einkommensteuerbegünstigte außerordentliche Einkünfte 
Ein Unternehmer hatte jahrelang um die Steuerfreiheit seiner Umsätze aus Geldspielautomaten gestritten 
und letztendlich Recht bekommen. Ihm wurden in einem Jahr mehr als 95.000 € Umsatzsteuer erstattet, 
die seinen Betriebsgewinn erhöhten. Er beantragte wegen dieser außerordentlichen Einkünfte eine 
niedrigere Einkommensteuerfestsetzung wegen sog. „mehrjähriger Tätigkeit“. Das Finanzamt meinte, 
Gewerbetreibende hätten hierauf keinen Anspruch. 
Der Bundesfinanzhof gab dem Unternehmer Recht, weil ein einmaliger Ertrag aus der 
Umsatzsteuererstattung für mehrere Jahre zu einer Zusammenballung von Einnahmen führt und nach 
dem Sinn des Gesetzes steuerbegünstigt ist. 

Vor dem 1.4.1999 in Anspruch genommene Sonderabschreibungen 
erhöhen nicht den Gewinn aus privaten Veräußerungsgeschäften 
Gewinne aus der Veräußerung von privaten Grundstücken innerhalb von 10 Jahren nach Anschaffung 
(sog. Spekulationsfrist) sind als private Veräußerungsgeschäfte zu versteuern. Der Gewinn berechnet sich 



 

 

aus dem Verkaufspreis abzüglich der Anschaffungs- und/oder Herstellungskosten, Veräußerungskosten, 
vorgenommene AfA, erhöhte Absetzungen und Sonderabschreibungen. 
Für bis Ende 1998 verkaufte Grundstücke galt noch eine 2-jährige Spekulationsfrist. Ab 1999 hat der 
Gesetzgeber die Spekulationsfrist auf 10 Jahre erhöht und wollte auch die Gewinne aus 
Grundstücksverkäufen versteuern, für die die 2-jährige Spekulationsfrist bereits abgelaufen war. Dies hat 
das Bundesverfassungsgericht allerdings als grundgesetzwidrig angesehen und entschieden, dass nur 
Gewinne zu versteuern sind, die auf die Besitzzeit ab 1.4.1999 entfallen. 
Die Finanzverwaltung ermittelt den steuerpflichtigen Gewinn aufgrund dieser Rechtsprechung durch eine 
zeitanteilige Aufteilung des Veräußerungsgewinns auch unter Berücksichtigung von vor dem 1.4.1999 
vorgenommenen Sonderabschreibungen, was den Gewinn zusätzlich erhöht. Der Bundesfinanzhof hat in 
einem neuen Urteil aber die Praxis der Finanzverwaltung abgelehnt. Dem Urteil lag folgende Berechnung 
des Finanzamts zugrunde: 
Anschaffungskosten des Grundstücks 1.3.1997 150.000 € 
Sonderabschreibung 1997 -75.000 € 
Normale Abschreibungen 1997 bis 2003 -15.000 € 
„Fiktiver Buchwert“ 30.5.2003 60.000 € 
Verkaufspreis 30.5.2003 135.000 €  
Gesamtgewinn 1.3.1997 bis 30.5.2003 75.000 € 
Gesamtbesitzdauer 75 Monate 
Steuerpflichtiger Zeitraum 1.4.1999 bis 30.5.2003 50 Monate 
Anteiliger Veräußerungsgewinn (75.000:75x50) 50.000 € 

Das Gericht hat entschieden, dass der Wertzuwachs bis zum 31.3.1999 nicht steuerbar ist und sämtliche 
bis dahin vorgenommenen Abschreibungen nicht zu berücksichtigen sind. Vielmehr wurde im Urteilsfall 
der Verkehrswert zum 1.4.1999 mit 148.000 € angenommen. Das Gericht berechnete danach sogar einen 
Verlust: 
Verkehrswert 1.4.1999 148.000 € 
AfA vom 1.4.1999 bis 30.5.2003 6.000 € 
„Fiktiver Buchwert“ 30.5.2003 142.000 € 
Verkaufspreis 30.5.2003 135.000 €  
Veräußerungsverlust 7.000 € 

Zeitpunkt der Berücksichtigung eines Entnahmegewinns für Anteile im 
Sonderbetriebsvermögen 
Werden im Sonderbetriebsvermögen eines Mitunternehmers befindliche GmbH-Anteile von diesem 
schenkweise auf einen Angehörigen übertragen, endet damit ihre Zugehörigkeit zum 
Sonderbetriebsvermögen, auch wenn der frühere Mitunternehmer die Anteile fortan im Außenverhältnis als 
Treuhänder hält. 
Der Entnahmegewinn ist in einem solchen Fall im Jahr der Vollziehung der Schenkung zu erfassen. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Zufluss von Scheinrenditen in Schneeballsystemen 
Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs führen Gutschriften über wieder angelegte 
Renditen in Schneeballsystemen zu Einnahmen aus Kapitalvermögen. Dies hat das Gericht jetzt noch 
einmal ausdrücklich bestätigt.  Dabei wird auf die Leistungsbereitschaft und -fähigkeit des Schuldners der 
Erträge abgestellt. 
Zum Nachweis dessen Leistungsbereitschaft und -fähigkeit ist es unerheblich, in welchem Umfang der 
Anleger Bemühungen entfaltet, um seinen Auszahlungswunsch durchzusetzen. Entscheidend ist, wie der 
Betreiber des Schneeballsystems auf den Auszahlungswunsch reagiert. Überredet der Betreiber den 
Anleger bei Fälligkeit der Erträge zur Wiederanlage, weil ansonsten mit einer schlechteren Rendite zu 
rechnen sei, wird dies als einvernehmliche gesonderte Fälligkeitsvereinbarung angesehen. Dies ist 
wiederum Maßstab für die Beurteilung der Leistungsbereitschaft des Schuldners. 



 

 

Bei Mieterhöhungsverlangen ist nur der Mietspiegel vergleichbarer 
Gemeinden heranzuziehen 
Will ein Vermieter die Miete erhöhen und stützt er sein Mieterhöhungsverlangen mangels Mietspiegel in 
der Gemeinde auf den der Nachbargemeinde, so müssen beide Gemeinden vergleichbar sein. Dies hat 
das Landgericht Potsdam entschieden. 
Ein Vermieter verlangte vom Mieter die Zustimmung zu einem Mieterhöhungsverlangen. Da die 
Wohngemeinde über keinen Mietspiegel verfügte, verwies er zur Begründung für die geplante 
Mieterhöhung auf den Mietspiegel der Nachbargemeinde. Der Mieter verweigerte die Zustimmung unter 
Hinweis auf die fehlende Vergleichbarkeit der beiden Gemeinden. Der Vermieter hatte die Wohngemeinde 
mit ca. 17.000 Einwohnern mit der nächstgelegenen Stadt mit ca. 200.000 Einwohnern verglichen. 
Das Gericht gab dem Mieter Recht. Nach Auffassung der Richter war das Mieterhöhungsverlangen des 
Vermieters formell unwirksam. Da in der Wohngemeinde kein Mietspiegel existierte, hätte der Vermieter 
sein Erhöhungsverlangen nur mit dem Mietspiegel einer vergleichbaren Gemeinde begründen können. 
Eine Vergleichbarkeit beider Gemeinden sah das Gericht nicht. Von Vergleichbarkeit kann nämlich nur 
dann gesprochen werden, wenn die Gemeinden nach der wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen 
Infrastruktur, dem Grad der Industrialisierung, der verkehrstechnischen Erschließung und der Anbindung 
an Versorgungszentren vergleichbar sind. Ein Teilvergleich mit einzelnen Stadtteilen ist unzulässig. In der 
Entscheidung wiesen die Richter darauf hin, dass es sehr gewagt erscheint, eine Gemeinde mit 17.000 
Einwohnern mit einer Großstadt von nahezu 200.000 Einwohnern zu vergleichen. Die fehlende 
Vergleichbarkeit kann auch nicht durch einen prozentualen Abschlag auf die Mieten der 
Vergleichsgemeinde ersetzt werden. Maßgeblich und erforderlich ist allein ein Gesamtvergleich der 
Gemeinden. 

Fehlende behördliche Genehmigung führt zum Mangel einer Mietsache 
Überträgt der Vermieter dem Mieter durch eine vertragliche Formularklausel das Risiko der Erteilung einer 
behördlichen Erlaubnis zum Betrieb eines Gewerbes in den Mieträumen, so benachteiligt diese Klausel 
den Mieter unangemessen. Dies hat das Kammergericht Berlin entschieden. 
In dem vom Gericht entschiedenen Fall wollte der Mieter in den gemieteten Räumen eine Spielothek 
betreiben. Die zuständige Behörde untersagte jedoch die Umnutzung der Räumlichkeiten. Vertraglich 
oblag das Risiko der Genehmigungserteilung dem Mieter. Der Mieter zahlte ab dem Zeitpunkt des 
Ablehnungsbescheids keine Miete mehr, nutzte die Räume jedoch weiter. Der Vermieter kündigte 
daraufhin das Mietverhältnis fristlos, klagte auf Räumung und auf Zahlung der Miete. 
Nach Auffassung des Gerichts war die Miete bis zur fristlosen Kündigung des Vermieters auf Null 
gemindert, da die Tauglichkeit der Räume zum vertragsgemäßen Gebrauch, nämlich zum Betrieb einer 
Spielothek, aufgehoben war. Es lag somit ein Mangel der Mietsache vor. Durch die Formularklausel, 
wonach ein Mieter das Risiko der Erteilung einer behördlichen Erlaubnis trägt, ist die 
Gewährleistungspflicht des Vermieters nicht ausgeschlossen, da diese den Mieter unangemessen 
benachteiligt. Soweit der Mieter die Räume ab der fristlosen Kündigung bis zur Rückgabe jedoch weiter 
genutzt hatte, konnte der Vermieter eine Nutzungsentschädigung in Höhe der für vergleichbare Räume 
ortsüblichen Miete beanspruchen. 

Übermäßiges Rauchen in einer Mietwohnung kann zur Kündigung führen 
Raucht ein Mieter in seiner Wohnung, berechtigt dies allein den Vermieter nicht zur Kündigung des 
Mietverhältnisses. Etwas anderes gilt aber dann, wenn der Rauch in das Treppenhaus gelangt und der 
rauchende Mieter es trotz mehrfacher Ermahnungen des Vermieters unterlässt, das Eindringen des 
Zigarettenrauchs in den Hausflur zu verhindern. Dies ist nach Ansicht des Landgerichts Düsseldorf ein 
schwerwiegender Pflichtverstoß, der eine Kündigung des Mietverhältnisses rechtfertigt. 
In dem vom Gericht entschiedenen Fall hatten sich Hausbewohner über eine starke Geruchsbelästigung 
durch Zigarettenrauch beschwert. Daraufhin hat der Vermieter den Mieter abgemahnt, das Mietverhältnis 
gekündigt und auf Räumung geklagt. Das Gericht gab dem Vermieter Recht. Dass ein Mieter in seiner 
Wohnung raucht, stellt für sich genommen noch kein vertragswidriges Verhalten dar und kann weder eine 
fristlose noch eine ordentliche Kündigung rechtfertigen. Der schwerwiegende Pflichtverstoß liegt darin, 
dass der Mieter keine Maßnahmen getroffen hat, um das Eindringen des Zigarettenrauchs in den Hausflur 
zu verhindern. Vielmehr hat er die Geruchsbelästigung sogar noch gefördert, indem er seine Wohnung 
unzureichend gelüftet und seine zahlreichen Aschenbecher nicht geleert hat. 
Das Gericht hat die Revision zum Bundesgerichtshof zugelassen, um eine grundsätzliche Klärung der 
Frage zu ermöglichen, ob die durch das Rauchen eines Mieters verursachten Immissionen innerhalb eines 
Mehrfamilienhauses einen Kündigungsgrund darstellen. 



 

 

Neue Beitragsbemessungsgrenzen ab 1. Januar 2015 
Ab 1. Januar 2015 gelten voraussichtlich folgende Werte in der Sozialversicherung: 

 2015 
monatlich 

€ 

2014 
monatlich 

€ 

2015 
jährlich 

€ 

2014 
jährlich 

€ 
West 
Krankenversicherung 4.125,00 4.050,00 49.500,00 48.600,00 
Pflegeversicherung 4.125,00 4.050,00 49.500,00 48.600,00 
Rentenversicherung 6.050,00 5.950,00 72.600,00 71.400,00 
Arbeitslosenversicherung 6.050,00 5.950,00 72.600,00 71.400,00 
Ost 

Krankenversicherung 4.125,00 4.050,00 49.500,00 48.600,00 
Pflegeversicherung 4.125,00 4.050,00 49.500,00 48.600,00 
Rentenversicherung 5.200,00 5.000,00 62.400,00 60.000,00 
Arbeitslosenversicherung 5.200,00 5.000,00 62.400,00 60.000,00 

 
Die für die Beurteilung der Krankenversicherungspflicht geltenden Jahresarbeitsentgeltgrenzen betragen 
für die bei einer gesetzlichen Krankenkasse versicherten Arbeitnehmer 54.900,00 €. Für die bereits am 
31.12.2002 in der Privaten Krankenversicherung versicherten Beschäftigten beträgt die Grenze 
49.500,00 €. 

Kein Vorsteuerabzug der Kosten tragenden Kommanditgesellschaft für 
Beurkundungs- und „Due Diligence“-Leistungen 
Der Bundesfinanzhof hat einer KG den Vorsteuerabzug aus der Rechnung eines Notars und einer 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft versagt, weil sie nicht Leistungsempfängerin war, obwohl sie die 
Rechnungen bezahlt hat. Der Rechnung des Notars lag die Beurkundung eines Kauf- und 
Übertragungsvertrags über die Kommanditanteile zu Grunde. Leistungsempfänger sind daher die 
Kommanditisten und der Erwerber, dessen Willenserklärungen der Notar beurkundet hat. Als Empfänger 
der von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft erbrachten „Due Diligence“-Leistung ist der Erwerber der 
Kommanditanteile anzusehen. 

Keine Vorsteuerkorrektur beim letzten inländischen Unternehmer einer 
Lieferkette bei Rabattgewährung durch ausländischen Hersteller 
Ändert sich für einen steuerpflichtigen Umsatz die Bemessungsgrundlage, hat der ausführende 
Unternehmer den Steuerbetrag und der Leistungsempfänger den Vorsteuerabzug zu berichtigen. Wenn 
allerdings eine Lieferkette aus einem anderen Mitgliedstaat der EU ins Inland vorliegt, kann die 
Berichtigung des Vorsteuerabzugs beim letzten inländischen Unternehmer entfallen. Nämlich dann, wenn 
der ausländische Unternehmer in seinem EU-Staat eine steuerfreie innergemeinschaftliche Lieferung 
ausgeführt hat und nunmehr dem letzten inländischen Unternehmer der Lieferkette einen Rabatt gewährt. 
Eine Vorsteuerkorrektur hätte nur bei einem steuerpflichtigen Umsatz des ausländischen EU-
Unternehmers erfolgen müssen. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Nachweis zur Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers bei 
Bauleistungen und/oder Gebäudereinigungsleistungen 
Das Bundesministerium der Finanzen hat eine neues Vordruckmuster (USt 1 TG) für den Nachweis zur 
Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers bei Bauleistungen und/oder 
Gebäudereinigungsleistungen herausgegeben. 
Werden Bauleistungen und/oder Gebäudereinigungsleistungen von einem im Inland ansässigen 
Unternehmer nach dem 30. September 2014 im Inland erbracht, ist der Leistungsempfänger 
Steuerschuldner unabhängig davon, ob er sie für eine von ihm erbrachte Leistung im Sinne des Gesetzes 
verwendet, wenn er ein Unternehmer ist, der nachhaltig entsprechende Leistungen erbringt. Davon ist 
auszugehen, wenn ihm das nach den abgabenrechtlichen Vorschriften für die Besteuerung seiner 



 

 

Umsätze zuständige Finanzamt eine im Zeitpunkt der Ausführung des Umsatzes gültige Bescheinigung 
darüber erteilt hat, dass er ein Unternehmer ist, der derartige Leistungen erbringt. 
Der Nachweis nach dem Vordruckmuster ist auf Antrag auszustellen, wenn die hierfür erforderlichen 
Voraussetzungen gegeben sind. Er kann auch von Amts wegen erteilt werden, wenn das zuständige 
Finanzamt feststellt, dass die erforderlichen Voraussetzungen erfüllt sind. Die Gültigkeitsdauer der 
Bescheinigung beträgt maximal drei Jahre. Die Bescheinigung kann nur mit Wirkung für die Zukunft 
widerrufen oder zurückgenommen werden. Wenn die Bescheinigung durch das Finanzamt widerrufen oder 
zurückgenommen wurde, darf sie der Unternehmer nicht mehr verwenden. 
Hat das Finanzamt dem Unternehmer einen Nachweis ausgestellt, ist er auch dann als 
Leistungsempfänger Steuerschuldner, wenn er diesen Nachweis gegenüber dem leistenden Unternehmer 
nicht verwendet. Verwendet der Leistungsempfänger einen gefälschten Nachweis nach dem 
Vordruckmuster USt 1 TG und hatte der leistende Unternehmer hiervon Kenntnis, ist nicht der 
Leistungsempfänger, sondern der leistende Unternehmer Steuerschuldner. Das Gleiche gilt, wenn die 
Bescheinigung widerrufen oder zurückgenommen wurde und der leistende Unternehmer hiervon Kenntnis 
hatte. 
Hinweis: Betroffene Unternehmer sollten die Vorgehensweise mit dem Steuerberater abstimmen, ihre 
Bescheinigungen prüfen und ggf. noch in diesem Jahr einen neuen Antrag stellen. 

Aufklärungspflicht der Bank bei Finanzierungsberatung 
Eine beratende Bank ist aufgrund eines mit ihrem Kunden geschlossenen Finanzierungsberatungsvertrags 
nicht verpflichtet, diesen darüber zu informieren, dass ihr für die Vermittlung einer Lebensversicherung 
eine Provision zufließt. Dementsprechend hat der Kunde auch keinen Schadensersatzanspruch gegen die 
Bank wegen unterlassener Aufklärung über die empfangene Vermittlungsprovision. Das hat der 
Bundesgerichtshof entschieden. 
Die von der Rechtsprechung entwickelten Grundsätze zu den Aufklärungspflichten einer anlageberatend 
tätigen Bank über von ihr vereinnahmte Rückvergütungen sind nicht auf Finanzierungsberatungen durch 
eine Bank übertragbar. 

Eigenmächtige Gehaltserhöhung des Geschäftsführers ohne vorheriges 
Einverständnis der Gesellschafterversammlung 
In einem vom Bundesgerichtshof zu beurteilenden Fall vereinbarte der Geschäftsführer der 
Komplementär-GmbH, der einen Anstellungsvertrag mit der Kommanditgesellschaft abgeschlossen hatte, 
mit sich selbst eine Gehaltserhöhung ohne vorheriges Einverständnis der Gesellschafterversammlung der 
GmbH. 
Nach der Entscheidung des Gerichts war diese Vertragsänderung schwebend unwirksam, weil der 
Geschäftsführer nur im Verhältnis zur GmbH von den Beschränkungen eines In-sich-Geschäfts befreit 
war. Ohne nachträgliche Genehmigung dieser Vertragsänderung hat der Geschäftsführer allerdings nach 
den Grundsätzen des Anstellungsverhältnisses auf fehlerhafter Vertragsgrundlage einen Anspruch auf die 
erhöhte Vergütung, wenn er seine Tätigkeit mit Kenntnis des für den Vertragsschluss zuständigen Organs 
oder zumindest eines Organmitglieds von der Erhöhungsvereinbarung fortgesetzt hat. 

 

 

 

Rechtliche Hinweise 

Der EGSZ - Newsletter fasst regelmäßig Gesetzesänderungen, Urteile, Ver-
waltungsanweisungen oder sonstige, für Sie interessante Informationen zu-
sammen und gibt diese auszugsweise wieder. Der EGSZ - Newsletter erhebt 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Wir bitten daher ausdrücklich darum, 
vor einer Anwendung der Inhalte des EGSZ - Newsletters im konkreten Fall 
mit uns Rücksprache zu halten, da wir eine Haftung für die auszugsweise 
Darstellung nicht übernehmen können. Für weitergehende Informationen 
stehen wir Ihnen selbstverständlich gerne zur Verfügung. 

 


